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Bayerisches Staatsministerium für Wohnen,
Bau und Verkehr
Herrn Baudirektor Andreas Bell
Franz-Josef—Strauß‘-Ring 4
80539 München

Nur per E-Mail Referat-27@stmb.bayern.de

Ihr Zeichen StMB-27-4101-2-181-45
hier

Haus & Grund Bayern

Landesverband Bayerischer Haus-,
Wohnungs- und Grundbesiher e. V.

Vorstand
.

Sonnenstraße 11/ III

80331 München

Telefon 089 / 5404133-1 1

Telefax 089 / 5404133-55

info@haus-und-grund-bayern.de
www.haus-und—gmnd—bayem.de

Ihr Zeichen StMB-27—4101-2-181-45
Unser Zeichen Dr. Ki / JD

München, den 13.07.2026

Verbandsanhörung— Gesetz zur Änderung der Bayerischen
Bauordnung

4 Stellungnahme Haus & Grund Bayern

Sehr geehrter Herr Baudirektor Bell,

wir, bedanken uns für die Möglichkeit der Stellungnahme zum Gesetz zur Änderung der
Bayerischen Bauordnung.

Unsere Stellungnahme übersenden wir in der Anlage. Mit einer Veröffentlichung sind Wir
einverstanden.

_

Unsere Registernummer im Bayerischen Lobbyregister lautet: DEBYLTOOSB

Mit freundlichen Grüßen

m...-ya terug
Dr. Ulrike Kirchhoff
Vorstand

Hausbank München
IBAN DE94 7009 0100 0000 1125 26
BIC GENODEF1M04
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1 Allgemeine Bewertung des Gesetzentwurfs
Wir begrüßen grundsätzlich, die mit dem neuen Bayerischen Bauturbo Gesetz verfolgte Ziel-
setzung, Bürokratie abzubauen, mehr Flexibilität für Bauherren zu schaffen und so den Woh-
nungsbau anzukurbeln. Das Gesetz ist geeignet, die Bedingungen für Eigentümer zu verbes-
sern. Insbesondere die Bündelung der Erleichterungen für Umbauten im Bestand in einem
neuen eigenen Gesetzesabschnitt bedeutet für Eigentümer weniger Bürokratie und mehr

Rechtssicherheit.

2 Zu den Änderungen der bayerischen Bauordnung

2.1 Zu Nr. 2 Art. 4 BayBO vorrangige Berücksichtigung der Schaffung von
Wohnraum

Es ist zu begrüßen, dass dem Wohnungsbau ein überragendes öffentliches Interesse gesetz-
lich zugeschrieben wird. Der Mangel an Wohnraum gehört mittlen/veile in großen Teilen Bay-
erns zu einem der drängendsten gesellschaftlichen Probleme. Daher ist es wichtig, ihm in der
Abwägung größeres Gewicht zu verleihen. Beachtet werden sollte aber dennoch, dass auch
andere Interessen, wie der Nachbarschutz weiterhin ausreichend berücksichtigt werden. Mehr'
Wohnungsbau darf am Ende nicht dazu führen, dass bestehende Wohngebiete durch über-
mäßige Verdichtung, Verschatt'ung, den Verlust von Grünflächen oder eine Überlastung der
Infrastruktur beeinträchtigtwerden. Hier sollte eine ausgewogene Stadtentwicklung immermit-
gedacht werden. Die Wohnqualität bestehender Nachbarschaften darf nicht zu sehr durch die
Schaffung neuen Wohnraums beeinträchtigt werden.

2.2 Zu Nr. 4 Art 6 BayBO Abstandsflächen
Künftig sollen Gebäude unterWahrung der bisherigen Abmessungen ersetzt werden können,
ohne dass dafür ein gesonderter Abweichungsantrag erforderlich ist. Das ist aus unserer Sicht
positiv zu bewerten. Bislang war der Fall als Abweichungsfall'In Art. 63 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 BayBO
geregelt. Der Verzicht auf einen ausdrücklich zu stellenden Antrag spart bürokratischen Auf—
wand und sorgt so für Beschleunigung bei Neubauten. Gerade'In dicht besiedelten Gebieten
oder für Eigentümer von kleinen oder ungünstig geschnittenen Grundstücken kann das mo-
dernere Ersatzneubauten erheblich erleichtern. Das trägt im Ergebnis auch zu einem moder-
neren und energieeffizienteren Gebäudebestand bei. Gleichzeitig verschlechtern sich die Ver-
hältnisse für Nachbarn im Vergleich zur Ursprungsbebauung durch diese Maßnahme nicht.

2.3 Zu Nr. 5 — 12 Erleichterungen technischer Anforderungen
Die Vielzahl der Erleichterungen technischer Vorgaben wie dem Brandschutz, Rettungswe-
gen, Treppen,Aufzügen etc. ist begrüßenswert. Sie erleichtern es Eigentümern erheblich, den
Geba'udebestand sinnvoll und flexibel zu nutzen. Gleichzeitig darf nicht außer Acht gelassen
werden, dass essenzielle Sicherheitsaspekte dennoch immer berücksichtigt werden sollten.
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Insbesondere die geplanten Anpassungen der Brandschutzvorschriften sind positiv zu bewer-
‘ten. Sie tragen dazu bei, dass künftig eine Vielzahl von Abweichungsanträgen unterbleiben
‘ kann. Sowohl die Klarstellung zu nicht zur Brandausbreitung beitragenden Kleinteilen als auch
der Einbezug der neunen DIN 4102-‘4 zum Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen

sorgtbei Bauherren für mehr Rechtssicherheit und weniger Bürokratie.
Auch die vorgesehene Änderung des Art. 32 BayBO ist positiv zu bewerten. Demnach können
künftig auch Treppen ohne eigenen Treppenraum, die zwei Geschosse innerhalb einer Nut-
zungseinheit verbinden, einfacher und unbürokratischer errichtet werden. Gerade in Maiso-
nette-Wohnungen stellt dies eine große Erleichterung dar. Ebenfalls ist die Klarstellung hin-
sichtlich der Erfordertichkeit von Aufzügen positiv. Eigentümern sollte gerade in Fällen unver—

hältnismäßigen Aufwands der Einbau eines Aufzugs nicht zugemutet werden.

2.4 Zu Nr. 13 Umbau als neuer Abschnitt VIII in der BayBO
Dass der Umbau in einem eigenen neuen Abschnitt der BayBO geregelt wird, ist zu begrüßen.
Auf diese Weise werden Erleichterungen für Umbauten im Bestand gebündelt und übersicht-
lich geregelt.

~ Gerade Umnutzungen und Umbauten bieten ein hohes Potenzial, künftig mehr dringend be-
nötigten Wohnraum zu schaffen. Insbesondere in bereits dicht besiedelten Gebieten kann dem
Wohnungsnotstand allein mit Neubau häufig nicht begegnet werden. Dass hier bereits bau—
rechtlich Hürden für Eigentümer abgebaut werden, ist daher sehr positiv. Bislang mussten Ei-
gentümer vielfach einzelne Abweichungsanträge nach Art. 63 BayBO stellen. Künftig können
viele dieser einzelfallbezogenen Ermessensentscheidungen eingespart werden.

Allerdings schrecken viele Eigentümer weiterhin davor zurück, bislang anderweitig genutzte
Gebäude in Wohnraum umzunutzen. Denn neben den baurechtlichen Anforderungen, die mit
diesem Gesetz erleichtert werden, ist das größte Hemmnis für Eigentümer bei einer Umwand-
lung die häufig aufgrund von Zweckentfremdungssatzungen unmögliche Rückumwandlung.
Für private Eigentümer bedeutet das kaum zu überbIickende finanzielle Risiken. Eigentümer
müssen zun'achst hohe lnvestitionskosten tragen, ohne sicher sein zu können, ob diese lang-
fristig wirtschaftlich tragfa'hig ist. Eigentümer können auf veränderte Marktbedingungen oder
einen künftigen Nuuungsbedarf nichtmehr flexibel reagieren.
Der Schutz bestehenden Wohnraums vor Umwandiungen ist grundsätzlich berechtigt. Soweit
er jedoch auch Wohnraum erfasst, der erst durch eine Umnutzung geschaffen wurde, verfehlt
er seinen Zweck. Viele unserer Mitglieder planen eine Umnutzung und führen diese Pläne aber
nicht durch, wenn sie erfahren, dass eine Rückumwandlung ausgeschlossen ist. Hier bleibt
sehr viel Potenzial für Wohnraum, gerade in Ballungsgebieten, liegen. Dabei wäre die Ermög-
Iichung einer Rückumwandlung für den Wohnungsmarkt keinesfalls schädlich. Zweckentfrem-
dungssatzungen sollen in erster Linie den bestehenden Wohnungsbestand vor dem Verlust
an andere Nutzungen schützen. Bei einer Rückumwandlung handelt es sich jedoch um Wohn-
raum, der erst durch eine freiwillige Umnutzung geschaffen wurde. Dadurch würde ohnehin
allenfalls Wohnraum entzogen, welcher bislang noch gar nicht zur Verfügung steht. Eine sol-
che Zulassung kann daher nur zu mehr und nicht zu weniger Wohnraum führen.

Praktisch ließe sich dies durch eine Begrenzung des kommunalen Satzungsrechts im Zweck—

entfremdungsgeseu umsetzen. Beispielsweise könnte Eigentümern, die bislang anderweitig
genutzte Gebäude inWohnraum umwandeln, für den Fall des Auszugs eines Mieters innerhalb
der ersten zehn Jahre nach der Umwandlung ein Recht zur Rückumwandlung eingeräumt
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werden. In der Kombination mit den geplanten baurechtlichen Erleichterungen sehen wir deut-
I|ches Potenzial fürmerkliche Auswirkungen auf den Wohnungsbestand in Bayern.
2.5 Zu Nr. 14, 15,18 und 19 Verfahrensrechtliche Beschleunigungen
Die Ausweitung verfahrensfreier Bauvorhaben sowie die Erweiterung des Anwendungsbe-
reichs der Abweichungsentscheidungen stellen zentrale Steilschrauben für die Beschleuni-
gung von Bauvorhaben dar. Darüber hinaus ist auch die Ausweitung der Genehmigungsfiktion _

auf Anträge zur Verlängerung einer Baugenehmigung zu begrüßen.

3 Fazit

Die geplante Reform ist ein wichtiger Schritt zur Erreichung des Ziels, den Wohnungsbau im
Bestand zu fördern und Neubau zu beschleunigen. Sie erleichtert es Eigentümern, den Ge-
bäudebestand sinnvoll und flexibel zu nutzen. Allerdings dürfen dabei auch die Interessen
Dritter, insbesondere bestehender Nachbarschaften, nicht außer Acht gelassen werden. Zu-‚

v dem soilten neben dem Bauordnungsrecht auch andere Bereiche ‚verstärkt in den Blick ge-
nommen werden. Zentrales Hindernis auf dem Weg zur Schaffung von mehr Wohnraum im
Bestand ist aus unserer Sicht insbesondere das Zweckentfremdungsrecht, welches viele Ei-
gentümer von Umnutzungen abhält.
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